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   25. Mai 2026 

Entlastung für Senioren fehlt 
 

Der Langenzenner Seniorenrat fordert von der Politik eine Entlastung auch für die Senioren im Zuge 
der aktuellen Energie-Sofortprogramme 
 
Im Zuge der allgemeinen Diskussion um eine Entlastung angesichts der enorm angestiegenen Energie-Kosten 
wie auch der insgesamt angestiegenen Inflation als Folge der Iran-Krise sind bislang die Rentner kaum berück-
sichtigt.  
 
Die diskutierten Maßnahmen wie z.B. 
- Energiepreis-Bremse / gesenkte Spritpreise 

- erhöhte Pendler-Pauschale 

- 1.000 € steuerfreie Einkommenspauschale 

- Reduzierung der Einkommen-Steuer für kleine und mittlere Einkommen 

 

treffen für einen Großteil der Senioren nicht zu (da Pkw nicht regelmäßig genutzt wird oder nicht zur Verfü-
gung steht, kein Beschäftigungsverhältnis vorliegt oder keine Einkommenssteuer anfällt). 
 
Deshalb bitten wir die Bundesregierung um einen Gesetzesvorschlag, der auch Rentner speziell mit kleinem 
Einkommen spürbar entlastet. 
 
Diese Bevölkerungsgruppe ist bei den aktuellen Gesetzesvorlagen kaum berücksichtigt, obwohl von den gestie-
genen Lebenshaltungs- und Energiekosten genauso betroffen. Andere Bevölkerungsgruppen (Pendler, Pkw-
Nutzer, Arbeitnehmer, Einkommensteuer-Zahler) stehen bei der Entlastung deutlich im Vordergrund. 
 
Insbesondere Senioren mit einer geringen Rente sind von den Kostensteigerungen massiv betroffen – und mit 
den derzeitigen Lösungen kaum entlastet. 
Deshalb ersuchen wir den Bundeskanzler bzw. die Bundesregierung um einen gerechteren Entlastungsmodus 
in dieser Thematik. 
 
Wir freuen uns über eine zeitnahe Rückmeldung. 
  
Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Hans Klinner         

Vorsitzender 


